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Aus der Gemeinderatssitzung vom 12.11.2025 
 
Bürgerfragestunde 
Ein Bürger erkundigte sich nach den Gründen für die versuchsweise Einführung der 
Einbahnstraßenregelung in der Kirchstraße. Die Verwaltung verwies auf die erfolgten 
Beratungen, den Bürgerinformationsabend sowie die Berichterstattungen und 
Informationen im Mitteilungsblatt. 
 
Eigenkontrollverordnung – Maßnahmen Teil 6 (2025) 
Die Eigenkontrollverordnung enthält Regelungen für die Prüfung der 
Abwasseranlagen. In der Gemeinderatssitzung vom 24.09.2025 hatte sich der 
Gemeinderat bereits mit den Maßnahmen Teil 6 befasst. Diese beinhalten zunächst 
im Wesentlichen weitere Untersuchungen (Befahrungen zur Zustandserfassung). 
Hierbei wurde der Auftrag für die Ingenieurleistungen zur Begleitung der 
Untersuchungen an das Ingenieurbüro Wasser-Müller, Biberach, erteilt. Das 
Ingenieurbüro Wasser-Müller hat zwischenzeitlich die Arbeiten für diese 
Untersuchungen ausgeschrieben. In der jetzigen Gemeinderatssitzung befasste sich 
der Gemeinderat mit der Auftragsvergabe. Der Auftrag für diese Befahrungen zur 
Zustandserfassung wurde einstimmig an den wirtschaftlichsten Bieter, die Firma 
Male Kanaltechnik aus Leutkirch erteilt (Angebotspreis 87.498,62 €). Die 
Befahrungen sollen teilweise noch in diesem Jahr und teilweise im kommenden Jahr 
erfolgen. 

 
Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung 
(Abwassersatzung – AbwS) – Kalkulation der Abwassergebühren, Satzung zur 
Änderung der Abwassersatzung 
Die Kalkulation der Abwassergebühren ist in regelmäßigen Abständen vorzunehmen. 
Zuletzt erfolgte eine Beratung der Abwassersatzung im November 2021. Hierbei 
wurden die Gebühren ab 2021 festgelegt. Deshalb war nun wieder eine Kalkulation 
vorzunehmen. Herr Triebs vom Büro Kommunal-Beratung Kurz (KBK) erläuterte 
zunächst das gebührenrechtliche Ergebnis für den Zeitraum 2021-2023. Dieses 
wurde in die aktuelle Kalkulation für den Zeitraum 2026-2028 einbezogen. Die 
Kalkulation für den anstehenden Zeitraum 2026-2028 ergab aufgrund der deutlich 
höheren Kosten im Abwasserbereich dennoch eine Gebührenerhöhung. Die 
Kostensteigerungen resultieren insbesondere aus höheren Betriebskostenumlagen 
für den Betrieb der Kläranlage, gestiegene Unterhaltungs- und 
Instandhaltungskosten der Kanalnetze (dies sind vielfach altersbedingte erhöhte 
Aufwendungen) sowie zusätzliche Aufwendungen im Zusammenhang mit den 
gesetzlichen Verpflichtungen aus der Eigenkontrollverordnung. Herr Triebs von KBK 
erläuterte, dass diese Maßnahmen und die anstehenden Sanierungsmaßnahmen zu 
einem erheblichen Anstieg der gebührenrelevanten Kosten führen. Letztlich ergebe 
sich trotz Berücksichtigung der Kostenüberdeckung aus dem Zeitraum 2021-2023 
daraus eine Abwassergebühr für Schmutzwasser von 2,51 €/cbm und für 
Niederschlagswasser von 0,62 €/qm. Bei einem durchschnittlichen 
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Vierpersonenhaushalt mit einem angenommenen jährlichen Wasserverbrauch von 
150 cbm ergibt sich dadurch eine Mehrbelastung bei der Schmutzwassergebühr von 
rund 90 € pro Jahr. Der Gemeinderat stimmte jeweils einstimmig der Berechnung des 
gebührenrechtlichen Ergebnisses (Zeitraum 2021-2023), erstellt durch das Büro 
KBK, der Kalkulation der gesplitteten Abwassergebühr (Zeitraum 2026-2028), erstellt 
durch das Büro KBK sowie dem Entwurf der notwendigen Satzungsänderung der 
Abwassersatzung zu. Die Bekanntmachung dieser Satzungsänderung (Satzung zur 
3. Änderung der Satzung über die öffentliche Abwasserbeseitigung) ist separat in 
diesem Mitteilungsblatt enthalten. Die neuen Gebühren gelten ab 01.01.2026. 
 
Änderung und Neufassung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für 
öffentliche Leistungen (Verwaltungsgebührensatzung) 
Die derzeitige Satzung über die Erhebung von Gebühren für öffentliche Leistungen 
(Verwaltungsgebührensatzung) stammt aus dem Jahre 2014. Deshalb erfolgte eine 
Überprüfung der Satzung. Dies betraf inhaltliche Punkte und das 
Gebührenverzeichnis. Nach Vorstellung der Kalkulation und Beantwortung 
verschiedener Fragen zu einzelnen Fällen wurde die Änderung und Neufassung der 
Verwaltungsgebührensatzung sowie das zugehörige Gebührenverzeichnis 
einstimmig beschlossen. Die Bekanntmachung der Satzung ist separat in diesem 
Mitteilungsblatt enthalten. 
 
Festlegung der Wahlhelferentschädigung für die Landtagswahl am 08.03.2026 
Für die Landtagswahl am 08.03.2026 ist der Betrag für die Entschädigung der 
WahlhelferInnen festzulegen. Die Beträge orientieren sich an der gemeindlichen 
Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit und wurden einstimmig 
auf 70 €/WahlhelferIn/Tag sowie 15 € für die Teilnahme an der Wahlhelferschulung 
festgelegt. 


